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Die Bundeswehr verliert durch altersbedingtes Ausscheiden aus dem Be-
schäftigungsverhältnis fortwährend dringend benötigtes Personal. Für die 
Gewinnung neuer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wie auch die weitere 
Personalbindung steht sie in direkter Konkurrenz zur freien Wirtschaft. Daher 
kann es für den Arbeitgeber Bundeswehr reizvoll sein, erfahrene Tarifbe-
schäftigte trotz Rentenbezug (weiter) zu beschäftigen, um so vorhandenes 
Wissen und Können zu erhalten. Dies gilt auch für Versorgungsempfängerin-
nen und -empfänger, die nach ihrer Dienstzeit im Rahmen eines sozialversi-
cherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnisses tätig werden können.  
 
Nach der tariflichen Vorgabe aus § 33 Absatz 1 Buchstabe a) Tarifvertrag für 
den öffentlichen Dienst (TVöD) endet das Arbeitsverhältnis, ohne dass es ei-
ner Kündigung bedarf, mit Ablauf des Monates, in dem das gesetzlich festge-
legte Alter zum Erreichen der Regelaltersrente vollendet wird. Die Regelal-
tersrente können Tarifbeschäftigte mit Erreichen der Regelaltersgrenze in 
Anspruch nehmen. 
Die Regelaltersgrenze wird zurzeit mit Vollendung des 67. Lebensjahres er-
reicht. Für vor dem 01.01.1947 Geborene ist sie weiterhin mit Vollendung 
des 65. Lebensjahres erreicht. Seit 2012 steigt sie stufenweise von 65 Jahren 
auf 67 Jahre an. Nur wer zur Regelaltersgrenze Rente beantragt, hat An-
spruch auf die volle Rente ohne Abschläge. 
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A. Vorgezogene Altersrente und Weiterbeschäftigung  

Der Bezug einer vorgezogenen Altersrente (z. B. Altersrente für [besonders] 
langjährig Versicherte) beendet das Arbeitsverhältnis – anders als tariflich 
bei Erreichen der Regelaltersgrenze – nicht.  
Das Arbeitsverhältnis kann jedoch nach § 33 Absatz 1 Buchstabe b) TVöD je-
derzeit im gegenseitigen Einvernehmen durch Auflösungsvertrag beendet 
werden.  
Sofern Tarifbeschäftigte – trotz des Bezuges einer vorgezogenen Altersrente 
– keinen Auflösungsvertrag abschließen, bleibt das Arbeitsverhältnis bis zum 
Erreichen der Regelaltersgrenze unverändert bestehen und endet sodann 
(erst) automatisch gemäß § 33 Absatz 1 Buchstabe a) TVöD.  
 
Durch den Wegfall der Hinzuverdienstgrenzen zum 1. Januar 2023 für vorge-
zogene Altersrenten (8. SGB IV-Änderungsgesetz vom 20.12.2022) haben Ta-
rifbeschäftigte die Möglichkeit, neben dem Bezug einer Voll- oder Teilrente 
aus der gesetzlichen Rentenversicherung, unbegrenzt hinzuzuverdienen und 
dadurch ihren Rentenanspruch weiter erhöhen zu können.  
 
Exkurs: Bezug Erwerbsminderungsrente und Weiterbeschäftigung 

Für Bezieher einer Erwerbsminderungsrente, die im Rahmen des möglichen 
Restleistungsvermögens weiterbeschäftigt werden, gelten weiterhin Hinzu-
verdienstgrenzen. In diesen Fällen sollte die / der Tarifbeschäftigte vor der 
Aufnahme einer Beschäftigung die individuelle Hinzuverdienstgrenze über 
den zuständigen Rentenversicherungsträger erfragen. 
 

B. Regelaltersgrenze und (Weiter-)Beschäftigung  

Soweit aus Sicht der personalbearbeitenden Dienststelle Tarifbeschäftigte 
identifiziert werden, für deren Beschäftigung über die Regelaltersgrenze hin-
aus Bedarf besteht, können diese aktiv angesprochen werden. 
 
In diesem Fall bestehen für die vertragliche Umsetzung folgende Möglichkei-
ten: 
 
I. Nur während des laufenden Beschäftigungsverhältnisses, also noch vor 

Erreichen der Regelaltersgrenze, kann nach § 41 Absatz 1 Satz 3 SGB VI 
eine befristete Verlängerung des bestehenden Arbeitsverhältnisses 
über die Regelaltersgrenze hinaus vereinbart werden. Dabei sind zeit-
nahe Änderungen der Tätigkeit und der Arbeitszeit im Zusammenhang 
mit der Verlängerung nicht zulässig.  
Eine befristete Verlängerung kann innerhalb der jeweiligen Laufzeit ggf. 
auch mehrfach vereinbart werden. 
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Die entsprechende Vereinbarung (Arbeitsvertrag) ist zwingend vor der 
ansonsten automatisch eintretenden Beendigung des Arbeitsverhält-
nisses wegen Erreichens der Regelaltersgrenze nach § 33 Absatz 1 Buch-
stabe a) TVöD zu schließen.  
 

II. Nach Erreichen der Regelaltersgrenze – und unterbliebener Verlänge-
rung nach Ziffer I – muss grds. ein neuer Arbeitsvertrag gemäß § 33 Ab-
satz 5 TVöD mit der/dem Tarifbeschäftigten geschlossen werden. In die-
sem neuen Arbeitsverhältnis können Tätigkeit und Arbeitszeit frei ver-
einbart werden.  
 
Da die auflösende Bedingung des § 33 Absatz 1 Buchstabe a) TVöD im 
neuen Arbeitsverhältnis keine Anwendung findet, ist die Vereinbarung 
eines befristeten Arbeitsverhältnisses zwingend erforderlich. Dabei 
wird zwischen den zwei nachstehenden Befristungsarten unterschieden: 
 
a) Befristetes Arbeitsverhältnis mit Sachgrund 

Zu den Möglichkeiten des Abschlusses von befristeten Arbeitsverträ-
gen mit Sachgrund gemäß § 14 Absatz 1 Teilzeitbefristungsgesetz 
(TzBfG) wird auf die Ausführungen in Abschnitt 2.1. Allgemeinen Re-
gelung „Abschluss und Verlängerung von befristeten Arbeitsverträ-
gen“ A1-1431/0-5004 verwiesen. 

  
b) Befristetes Arbeitsverhältnis ohne Sachgrund 

Seit dem 1. Januar 2026 besteht nunmehr die Möglichkeit – durch die 
Neuregelung von § 41 Absatz 2 SGB VI – der sachgrundlosen Befris-
tung von Arbeitsverhältnissen mit bereits zuvor Beschäftigten ab dem 
(individuellen) Erreichen der gesetzlichen Regelaltersgrenze (Datum). 
 
Durch die gesetzliche Neuregelung wurde das Vorbeschäftigungsver-
bot, das bei sachgrundlosen Befristungen nach § 14 Absatz 2 Satz 2 
TzBfG gilt, für diejenigen Beschäftigten, die die Regelaltersgrenze er-
reicht haben, grds. aufgehoben. In diesen Fällen gilt für befristete Ar-
beitsverhältnisse bei demselben Arbeitgeber nunmehr, dass weiter-
hin die Höchstdauer von (max.) zwei Jahren (§ 14 Absatz 2 Satz 1 
TzBfG) für jeden sachgrundlos befristeten Vertrag einzuhalten ist, je-
doch mehrere auf zwei Jahre (oder kürzer) befristete Verträge nach-
einander abgeschlossen werden können, wobei dabei keine der fol-
genden Grenzen überschritten werden darf: 

a) maximale Gesamtdauer von acht Jahren sowie 
b) maximale Anzahl von zwölf befristeten Arbeitsverträgen. 

 
Die Regelungen des § 14 Absatz 2 Satz 3 und 4 TzBfG bleiben unberührt. 
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Hinweis: 

Die Inanspruchnahme einer vorgezogenen Altersrente (s. o. Ausführungen 
unter A.) führt nicht zur Anwendbarkeit von § 41 Absatz 2 SGB VI.  
 
Für eine (Weiter-)Beschäftigung über die Regelaltersgrenze hinaus (Varian-
ten I und II) ist zwingend eine Haushaltsstelle zeitgerecht zu beantragen. 
 

C. Auswirkungen der (Weiter-)Beschäftigung  

I. Gesetzliche Rentenversicherung 

a) Vor Erreichen der Regelaltersgrenze bleiben Tarifbeschäftigte, die 
nach den allgemeinen Vorschriften versicherungspflichtig sind und da-
neben eine Rente wegen Alters beziehen, stets versicherungspflichtig. 
Dies gilt grundsätzlich bis zum Erreichen der Regelaltersgrenze.  

 
b) Ab Erreichen der Regelaltersgrenze sind Tarifbeschäftigte grundsätz-

lich versicherungsfrei in der gesetzlichen Rentenversicherung. Damit 
ist bei einer (Weiter-)Beschäftigung im Regelfall nur noch der Arbeit-
geberanteil abzuführen; die Rente wird hierdurch nicht weiter erhöht. 
Abweichend hiervon können Tarifbeschäftigte jedoch durch bindende 
schriftliche Erklärung (s. Anlage 1) gegenüber dem Arbeitgeber – für 
die Dauer des Beschäftigungsverhältnisses – auf die Versicherungs-
freiheit verzichten und werden dadurch (wieder) versicherungspflich-
tig. Dies bedeutet, dass sich der bisher wirkungslos gebliebene Arbeit-
geberanteil und der nunmehr hinzukommende Arbeitnehmerbeitrag 
rentensteigernd auswirken („Aktivierung“ der Arbeitgeberbeiträge). 

 
Weitere Auskünfte zu den Auswirkungen auf die Rente erteilen die Aus-
kunfts- und Beratungsstellen der Deutschen Rentenversicherung sowie 
die Versichertenältesten und Versichertenberatenden. 

 
II.  Zusätzliche Alters- und Hinterbliebenenversorgung (VBL) 

Nehmen Tarifbeschäftigte eine (vorgezogene) Vollrente wegen Alters in 
Anspruch, endet die Versicherungspflicht bei der Versorgungsanstalt des 
Bundes und der Länder (VBL) und es besteht Anspruch auf eine Betriebs-
rente der VBL. Die Tarifbeschäftigten sind durch den Arbeitgeber bei der 
VBL abzumelden.  
Ein „Wiederaufleben“ der Versicherungspflicht in der VBL ist nach Bewil-
ligung einer Vollrente wegen Alters nicht mehr möglich.  
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Soweit Tarifbeschäftigte (lediglich) eine Teilrente der gesetzlichen Ren-
tenversicherung in Anspruch nehmen, bleiben diese weiterhin versiche-
rungspflichtig in der VBL. Die Versicherungspflicht im Arbeitsverhältnis 
besteht dann auch über die Regelaltersgrenze hinaus und endet (erst) mit 
Bezug einer Vollrente wegen Alters.  

 
Für weitere Auskünfte, insbesondere zur Höhe künftiger Ansprüche, sind 
die Tarifbeschäftigten an die VBL zu verweisen.  

 
III.  Gesetzliche Kranken- und Pflegeversicherung 

Mitglieder der gesetzlichen Krankenversicherung müssen zusätzlich zu 
den Beiträgen zur Kranken- und Pflegeversicherung aus dem Arbeitsent-
gelt entsprechende Beiträge aus dem Zahlbetrag der Rente und ggf. auch 
aus dem Zahlbetrag der zusätzlichen Alters- und Hinterbliebenenversor-
gung entrichten.  
 
Wird (lediglich) eine Teilrente bezogen, ergeben sich keine Auswirkungen 
hinsichtlich des Beitragssatzes und des Krankengeldes/Krankengeldzu-
schusses.  
 
Bei Beziehenden einer Vollrente wegen Alters hingegen ist das Arbeits-
entgelt mit dem ermäßigten Beitragssatz zu verbeitragen, da dann der An-
spruch auf Krankengeld entfällt (§ 44 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 SGB V). 
Zugleich entfällt auch der tarifliche Anspruch auf den Krankengeldzu-
schuss (§ 22 Absatz 4 Satz 2 TVöD).  
 
Das Erreichen der Regelaltersgrenze hat grundsätzlich keine Auswirkun-
gen auf eine bestehende Mitgliedschaft in der Kranken- und Pflegeversi-
cherung.  
 
Die Tarifbeschäftigten sind darauf hinzuweisen, dass durch die gleichzeitig 
gewährten Leistungen aus der gesetzlichen Rentenversicherung, der be-
trieblichen Altersversorgung und dem Arbeitsverhältnis die Beitragsbe-
messungsgrenze der gesetzlichen Krankenversicherung (5.812,50 Euro im 
Jahr 2026) überschritten werden kann.  
 
Für weitere Auskünfte, insbesondere zur Höhe der künftigen Beiträge, 
sind die Tarifbeschäftigten an ihre jeweilige Krankenkasse zu verweisen.  
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IV.  Arbeitslosenversicherung 

Die Versicherungspflicht in der Arbeitslosenversicherung bleibt im Ar-
beitsverhältnis bis zum Erreichen der Regelaltersgrenze unverändert be-
stehen.  
 
Mit Ablauf des Monats, in dem Tarifbeschäftigte das maßgebliche Lebens-
alter für den Anspruch auf Regelaltersrente vollenden, sind sie in der Ar-
beitslosenversicherung versicherungsfrei.  
Der Arbeitgeber hat jedoch weiterhin die Hälfte des Beitrages abzuführen 
(Arbeitgeberbeitrag).  

 
V.  Steuer 

Der gleichzeitige Bezug von Altersrente und Arbeitsentgelt kann zudem 
steuerrechtliche Auswirkungen haben. Dabei werden weiterbeschäftigte 
Tarifbeschäftigte mit Rentenbezug lohnsteuerrechtlich nicht anders be-
handelt, als vor dem Rentenbezug.  
Soweit Tarifbeschäftigte nach Erreichen der Regelaltersgrenze weiterar-
beiten, ohne auf die Rentenversicherungsfreiheit zu verzichten, ist die be-
sondere Lohnsteuertabelle anzuwenden.  
 
Mit dem Gesetz zur steuerlichen Förderung von Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern im Rentenalter (Aktivrentengesetz), BGBl. 2025 Teil I 
Nr. 361 vom 23.12.2025, erfolgte eine Ergänzung im Einkommensteuer-
gesetz (EStG). Danach wird für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die 
nach Erreichen der Regelaltersgrenze einer sozialversicherungspflichtigen 
Beschäftigung nachgehen (s. o., Ausführungen unter B.), ab dem 
01.01.2026 ein Steuerfreibetrag in Höhe von 2.000,00 Euro monatlich be-
rücksichtigt (§ 3 Nummer 21 EstG).  
 
Voraussetzung ist,  
- dass die Einnahmen für Leistungen erfolgen, die der Steuerpflichtige 

nach Erreichen der Regelaltersgrenze erbracht hat, und  
- dass der Arbeitgeber für diese Leistungen Beiträge zur gesetzlichen Ren-

tenversicherung nach dem SGB VI zu entrichten hat. 
 
Wer also die gesetzliche Regelaltersgrenze erreicht und danach sozialver-
sicherungspflichtig beschäftigt ist, erhält demnach seinen Arbeitslohn bis 
zu 2.000,00 Euro im Monat steuerfrei. Losgelöst von der Steuerfreiheit 
bleiben die Einnahmen aber weiterhin in voller Höhe sozialversicherungs-
pflichtig. 
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Für die Berücksichtigung des Steuerfreibetrages ist es unerheblich, ob 
eine Rente bezogen oder der Rentenbezug aufgeschoben wird oder ob 
überhaupt ein Anspruch auf Rente besteht. 
 
Sollte in der Beschäftigung die Steuerklasse VI geltend gemacht werden, 
ist eine Bestätigung der Beschäftigten erforderlich, dass der Freibetrag 
nicht bereits in einem anderen Beschäftigungsverhältnis berücksichtigt 
wird.  

 
Sonderfall: 
Die Steuerfreiheit gilt auch für Versorgungsempfängerinnen und -empfän-
gern, die nach Erreichen der gesetzlichen Regelaltersgrenze eine dem 
Grunde nach sozialversicherungspflichtige Beschäftigung als Arbeitneh-
merin oder Arbeitnehmer ausüben. 
 
Für weitere Auskünfte, insbesondere zu den steuerrechtlichen Auswir-
kungen aufgrund des Rentenbezuges, sind die Tarifbeschäftigten an das 
zuständige Finanzamt und an die Mitarbeitenden der steuerberatenden 
Berufe zu verweisen.  
 

VI.  Meldung an die Entgeltreferate BVA 

Im Personalwirtschaftssystem der Bundeswehr (PersWiSysBw) vorzuneh-
mende Eingaben sowie die Zuständigkeiten hierzu ergeben sich aus den 
einschlägigen Geschäftsvorfällen, die durch die fachlich zuständigen Stel-
len veröffentlicht werden. 
 
Darüber hinaus sind die Entgeltreferate des BVA per Änderungsmeldung 
(Bw 2236) durch die personalbearbeitende Dienststelle über eine (Wei-
ter-) Beschäftigung bei gleichzeitigem Rentenbezug zu unterrichten. Ggf. 
abgegebene Erklärungen zum Verzicht auf die Rentenversicherungsfrei-
heit der / des Tarifbeschäftigten sind in Kopie an das zuständige Entgel-
treferat des BVA zu übersenden. Die Änderungsmeldung sollte mindes-
tens folgende Angaben enthalten: 
 

• Name / Personenkennziffer / Personalnummer 
• Erreichen Regelaltersgrenze m. W. v. 
• sofern Regelaltersgrenze erreicht, Beschäftigung über Regelalters-

grenze gem. (§ 33 Absatz 1 TVöD i.V.m. § 41 Absatz 1 Satz 3 SGB VI 
oder § 33 Absatz 5 TVöD) bis (Datum) 

• Bezug Altersrente ab 
• Art der Altersrente (besonders langjährig Versicherte, Regelalters-

rente, etc.) 
• Umfang der Altersrente (Voll- oder Teilrente) 
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Weitere Hinweise 

Die personalbearbeitende Dienststelle entscheidet abschließend nach Be-
darf über eine Fortsetzung bzw. Neubegründung eines Arbeitsverhältnisses 
über die Regelaltersgrenze hinaus.  
 
Als Arbeitshilfe ist als Anlage 2 eine tabellarische Übersicht beigefügt, aus 
der sich – abhängig vom Status des (künftigen) Beschäftigten – die Möglich-
keiten für eine Beendigung bzw. (Weiter-) Beschäftigung ergeben. Zudem ist 
ersichtlich, ob für die Beschäftigten die Regelungen der „Aktivrente“ zum 
Tragen kommen.  
 
Vor einer Verlängerung des Arbeitsverhältnisses oder dem Abschluss eines 
neuen befristeten Arbeitsvertrages sind die Tarifbeschäftigten dahingehend 
zu belehren, dass sie sich im Vorfeld hinsichtlich möglicher Auswirkungen im 
Hinblick auf die in den Ziffern I. bis V. genannten Themenkomplexe mit den 
dort genannten Stellen in Verbindung setzen sollen.  
 
Meine im Bezug genannte Verfügung - Az 18-20-23 vom 14.09.2023 hebe ich 
auf.  
 
 
Im Auftrag 
 
 
 
Schultz-Grüner 
Leitende Regierungsdirektorin 
Referatsleiterin V 1.1 
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